
Beweisführung Rechnung. Die Allseitigkeit der Analyse ist ein Prinzip der 
marxistisch-leninistischen Erkenntnistheorie. Danach gilt dieses Prinzip nur 
in Verbindung mit den Prinzipien der Objektivität (Unvoreingenommen­
heit), der Konkretheit (räumliche, zeitliche und inhaltliche Eingrenzung des 
Gegenstands) und der Tiefgründigkeit (Vordringen von der Erscheinung 
zum Wesen).

Allseitigkeit der Beweisführung im Strafverfahren bedeutet deshalb, daß 
alle entlastenden und belastenden Umstände und die wechselseitigen Zu­
sammenhänge zwischen diesen Umständen festgestellt werden, die im 
straftatverdächtigen Sachverhalt vorhanden sind und den Gegenstand der 
Beweisführung bilden. Die Konzentration und Beschleunigung des Ver­
fahrens darf deshalb niemals auf Kosten der Feststellung der entlastenden 
Umstände erfolgen. Damit würde gegen die gesetzlichen Festlegungen des 
§22 StPO verstoßen und die Aufgabenstellung der Beweisführung im 
konkreten Strafverfahren nicht erfüllt werden. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang ein Urteil des Obersten Gerichts der DDR vom 13.5.1970, 
in dem es heißt: „Aus der objektiven Beschaffenheit eines Tatwerkzeugs 
allein ist in der Regel ein sicherer Schluß auf die Art der Tatentscheidung 
nicht möglich. Es muß vor allem geprüft werden, unter welchen Bedingun­
gen und mit welcher Intensität ein Tatwerkzeug benutzt wurde.“16

Die allgemeine Bestimmung des Umfangs der Beweisführung trifft ebenfalls 
auf das Strafbefehlsverfahren (§§270 ff. StPO) und auf das beschleunigte 
Strafverfahren (§§ 257 ff. StPO) zu. Diese Formen dienen der Erhöhung der 
Effektivität des Strafverfahrens. Sie stellen jedoch keine geringeren An­
forderungen an die Aufklärung des Sachverhalts oder an die Sicherung der 
Wahrheit. Der Umfang der Beweisführung ist hier nur quantitativ geringer.

Besondere Probleme des Umfangs der Beweisführung ergeben sich auch im 
Strafverfahren mit zwei oder mehreren Beteiligten, besonders dann, wenn 
diese mehrere Straftaten begangen haben. Hier besteht die Gefahr, wahre 
Erkenntnisse über die Handlungen aller Täter auch automatisch gleicherma­
ßen als wahre Erkenntnisse über das Handeln jedes einzelnen Mitglieds zu 
akzeptieren und sie für die Feststellung der individuellen strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit zugrunde zu legen.

Es muß jedoch beachtet werden, daß die Wahrheit einer Erkenntnis immer 
konkret an den Gegenstand der Erkenntnis gebunden ist. Wahre Erkennt­
nisse, die sich auf die Gruppe bzw. auf mehrere Täter beziehen, müssen 
deshalb nicht auch als Erkenntnis über die Handlung jeder einzelnen Person, 
die zu dieser Gruppe gehört, zutreffen. Das gleiche gilt auch für die Be­
weisführung über die Begehung von mehreren Straftaten durch einen oder 
mehrere Täter. Aus dem konkreten Beweis, daß der Täter zwei oder mehrere 
Straftaten begangen hat, darf nicht automatisch als bewiesen gelten, daß er 
auch weitere gleichartige Straftaten begangen hat, solange ihm das nicht 
konkret nachgewiesen wurde. Das ist besonders dann von großer Bedeu­
tung, wenn der Täter sich aufgrund der Fülle der von ihm begangenen 
Straftaten nicht an jede einzelne Straftat erinnern kann.

Der Beweis zu den Elementen des Gegenstands der Beweisführung muß in 
dem allgemein beschriebenen Umfang zu jedem einzelnen Täter und zu jeder 
einzelnen Straftat erbracht werden, da dieser nur als einzelne Persönlichkeit
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